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5 6 8 . Bundesgesetz: Übernahme der Haftung für einen Kredit eines österreichischen Bankenkonsortiums
an die Jugoslawische Nationalbank
(NR: GP XVI RV 56 AB 94 S. 14. BR: AB 2769 S. 439.)

5 6 9 . Bundesgesetz: Änderung des Garantiegesetzes 1977
(NR: GP XVI IA 55/A AB 93 S. 16. BR: AB 2768 S. 439.)

5 7 0 . Bundesgesetz: Leistung eines Beitrages zur Internationalen Entwicklungsorganisation (IDA) für das
Fiskaljahr 1984
(NR: GP XVI RV 35 AB 110 S. 18. BR: AB 2770 S. 439.)

5 7 1 . Bundesgesetz: Zeichnung von zusätzlichen Kapitalanteilen bei der Asiatischen Entwicklungsbank
(NR: GP XVI RV 62 AB 111 S. 18. BR: AB 2771 S. 439.)

5 7 2 . Bundesgesetz: Erhöhung der Quote Österreichs beim Internationalen Währungsfonds
(NR: GP XVI RV 63 AB 112 S. 18: BR: AB 2772 S. 439.)

5 7 3 . Bundesgesetz: Zeichnung von zusätzlichen Kapitalanteilen bei der Inter-Amerikanischen Entwick-
lungsbank und über die Leistung eines weiteren Beitrages zum Fonds für Sonderge-
schäfte
(NR: GP XVI RV 64 AB 113 S. 18. BR: AB 2773 S. 439.)

568. Bundesgesetz vom 20. Oktober 1983
betreffend die Übernahme der Haftung für
einen Kredit eines österreichischen Banken-
konsortiums an die Jugoslawische National-

bank

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. Der Bundesminister für Finanzen wird
ermächtigt, für einen von österreichischen Kredit-
unternehmungen an die Jugoslawische National-
bank zu gewährenden Kredit zuzüglich anfallender
Zinsen namens des Bundes die Haftung in Form
einer Garantie zu übernehmen.

§ 2. Der Bundesminister für Finanzen darf von
der im § 1 erteilten Ermächtigung nur Gebrauch
machen, wenn

1. der Gesamtbetrag der Haftung. 40 Millionen
US-Dollar oder deren Gegenwert an Kapital
und 60 Millionen US-Dollar oder deren
Gegenwert an Zinsen nicht übersteigt;

2. die Laufzeit des Kredites 7 Jahre nicht über-
steigt;

3. die Verzinsung in inländischer Währung im
Zeitpunkt der Inanspruchnahme des Kredites
nicht mehr als das Zweieinhalbfache des gel-
tenden Zinsfußes für Eskontierungen der
Oesterreichischen Nationalbank (§ 48 Abs. 2

des Nationalbankgesetzes 1955, BGBl.
Nr. 184) beträgt;

4. die Verzinsung in ausländischer Währung im
Zeitpunkt der Inanspruchnahme des Kredites
nicht mehr als das Zweieinhalbfache des zu
diesem Zeitpunkt im Land der jeweiligen
Währung geltenden offiziellen Diskontsatzes
beträgt.

§ 3. Wird die Haftung des Bundes gemäß § 1 für
eine Verbindlichkeit in einer anderen Währung als
US-Dollar übernommen, so ist diese Verbindlich-
keit zu dem im Zeitpunkt der Haftungsübernahme
jeweils geltenden Devisenmittelkurs auf die
genannten Höchstbeträge anzurechnen.

§ 4. Für die Übernahme der Haftung durch den
Bund nach diesem Bundesgesetz ist vom Kreditneh-
mer ein Entgelt von 0,25 vH pro Jahr, berechnet
von dem jeweils aushaftenden Kapitalbetrag, zu
entrichten. Dieses Entgelt ist gemeinsam mit den
vertraglich vereinbarten Zinsen an die kreditgewäh-
renden Kreditunternehmungen zu zahlen und von
diesen dem Bund abzuführen.

§ 5. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger

Sinowatz
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569. Bundesgesetz vom 21. Oktober 1983,
mit dem das Garantiegesetz 1977 geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Garantiegesetz 1977, BGBl. Nr. 296, in der
Fassung der Bundesgesetze BGBl. Nr. 102/1979,
338/1981, 263/1982 und 634/1982 wird wie folgt
geändert:

1. Im § 1 Abs. 2 ist der Betrag von „6,5 Milliar-
den Schilling" durch den Betrag von „10 Milliar-
den Schilling" zu ersetzen.

2. § 1 Abs. 2 2 1 lit. c hat zu lauten:

„Finanzierung von Maßnahmen zum Schutze
der Umwelt im Sinne des § 3 des Umweltfondsge-
setzes, BGBl. Nr. 567/1983, sofern die rechtsver-
bindliche zustimmende Erklärung des Umwelt-
fonds über die Förderungswürdigkeit vorliegt;
oder"

3. Im § 1 Abs. 2 Z 1 erhält die bisherige lit. „c"
die Bezeichnung „d".

4. § 1 Abs. 2 Z 2 hat zu lauten:
„2. auf Grund der von der Gesellschaft zu beur-

teilenden Vorschauen die wirtschaftlichen
Verhältnisse des Unternehmens, zu dessen
Gunsten die Garantie übernommen wird,
erwarten lassen, daß die Verbindlichkeiten
aus den garantierten Krediten (Darlehen)
während der Laufzeit der Garantie vereinba-
rungsgemäß zurückgezahlt werden können
oder die garantierte Beteiligung eine nachhal-
tige Verbesserung der Finanzierungsstruktur
ergibt."

5. Im § 1 Abs. 3 Z 1 lit. b lit. cc ist nach dem
Strichpunkt das Wort „oder" anzufügen.

6. Im § 1 Abs. 3 Z 1 lit. b ist nach der lit. cc fol-
gende lit. dd anzufügen:

„dd) der gewährte Kredit der Finanzierung
von Maßnahmen zum Schutze der
Umwelt dient;"

7. Im § 1 Abs. 3 Z 2 ist die Zahl „17" durch die
Zahl „20" zu ersetzen.

8. Nach § 7 ist folgender § 7 a einzufügen:

„§ 7 a. Der Finanzprokuratur wird übertragen,
die Gesellschaft gemäß dem Prokuraturgesetz,
StGBl. Nr. 172/1945, vor allen Gerichten zu ver-
treten und auf deren Verlangen zu beraten. Unbe-
schadet dessen ist die Gesellschaft ermächtigt, sich
von einer hiefür geeigneten physischen und juristi-
schen Person vertreten und beraten zu lassen."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1984
in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger

Sinowatz

570. Bundesgesetz vom 10. November 1983
über die Leistung eines Beitrages zur Interna-
tionalen Entwicklungsorganisation (IDA) für

das Fiskaljahr 1984

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Republik Österreich leistet zur Inter-
nationalen Entwicklungsorganisation für das Fis-
kaljahr 1984 einen Beitrag in Höhe von
344700000 S.

(2) Der Bundespräsident oder ein von ihm hiezu
bevollmächtigter Vertreter wird ermächtigt,
namens der Republik Österreich der Internationa-
len Entwicklungsorganisation gegenüber eine Ver-
pflichtungserklärung zur Leistung dieses Beitrages
abzugeben.

(3) Die Vorsorge für die finanzielle Bedeckung
hat der Bundesminister für Finanzen zu treffen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger

Sinowatz

571 . Bundesgesetz vom 10. November 1983
über die Zeichnung von zusätzlichen Kapital-
anteilen bei der Asiatischen Entwicklungsbank

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Republik Österreich übernimmt bei
der Asiatischen Entwicklungsbank 3 083 zusätzli-
che Kapitalanteile in Höhe von je 10000 US-Dol-
lar mit dem Gewicht und Feingehalt vom 31. Jän-
ner 1966.

(2) Der Bundespräsident oder ein von ihm hiezu
bevollmächtigter Vertreter wird ermächtigt,
namens der Republik Österreich bei der Asiatischen
Entwicklungsbank zusätzliche Kapitalanteile in der
unter Abs. 1 genannten Höhe zu zeichnen.

(3) Die Vorsorge für die finanzielle Bedeckung
hat der Bundesminister für Finanzen zu treffen.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger

Sinowatz
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572. Bundesgesetz vom 10. November 1983
über die Erhöhung der Quote Österreichs

beim Internationalen Währungsfonds

Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Die Quote der Republik Österreich beim
Internationalen Währungsfonds wird um
280,6 Millionen Sonderziehungsrechte auf 775,6
Millionen Sonderziehungsrechte erhöht.

(2) Der Bundespräsident oder ein von ihm hiezu
bevollmächtigter Vertreter wird ermächtigt,
namens der Republik Österreich dem Internationa-
len Währungsfonds gegenüber die Erhöhung der
österreichischen Quote zu notifizieren.

(3) Der Erhöhungsbetrag ist im Sinne des § 2 des
Bundesgesetzes, BGBl. Nr. 309/1971, über die
Erhöhung der Quote Österreichs beim Internatio-
nalen Währungsfonds und die Übernahme der
gesamten Quote durch die Oesterreichische Natio-
nalbank zu leisten.

§ 2. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger

Sinowatz

573. Bundesgesetz vom 10. November 1983
über die Zeichnung von zusätzlichen Kapital-
anteilen bei der Inter-Amerikanischen Ent-
wicklungsbank und über die Leistung eines
weiteren Beitrages zum Fonds für Sonderge-

schäfte
Der Nationalrat hat beschlossen:
§ 1. (1) Die Republik Österreich übernimmt bei

der Inter-Amerikanischen Entwicklungsbank 976
zusätzliche Kapitalanteile in Höhe von je 10000
US-Dollar mit dem Gewicht und Feingehalt vom
1. Jänner 1959 und erhöht ihren Beitrag zum Fonds
für Sondergeschäfte um 33 845 175 S.

(2) Der Bundespräsident oder ein von ihm hiezu
bevollmächtigter Vertreter wird ermächtigt,
namens der Republik Österreich bei der Inter-Ame-
rikanischen Entwicklungsbank zusätzliche Kapital-
anteile in der unter Abs. 1 genannten Höhe zu
zeichnen sowie der Inter-Amerikanischen Entwick-
lungsbank gegenüber eine Verpflichtungserklärung
zur Leistung eines weiteren Beitrages zum Fonds
für Sondergeschäfte in der unter Abs. 1 genannten
Höhe abzugeben.

(3) Die Vorsorge für die finanzielle Bedeckung
hat der Bundesminister für Finanzen zu treffen.

§ 2. Mit der Vollziehung des Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Finanzen betraut.

Kirchschläger

Sinowatz
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